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Vorwort

Seit der Novelle des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb im Jahr 2008
zur Umsetzung der Richtlinie 2005/29/EG über unlautere Geschäftspraktiken
sind nun die ersten Jahre vergangen. Die mit der Umsetzung dieser Richtlinie
einhergehenden Fragestellungen und Streitfragen sind auch heute längst nicht
abschließend geklärt. Diese Arbeit setzt sich mit der auch in der Praxis höchst
bedeutsamen Frage auseinander, ob der kollektivrechtliche Verbraucherschutz
im Lauterkeitsrecht in Konflikt mit dem individualrechtlichen Schutz im Mar-
kenrecht geraten kann und wie sich solche Konflikte lösen lassen.

Diese Arbeit wurde Anfang des Jahres 2014 von der Juristischen Fakultät der
Ludwig-Maximilians-Universität München als Dissertation angenommen.
Rechtsprechung und Literatur wurden bis Februar 2014 berücksichtigt. Beson-
ders bedanke ich bei meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. Helmut Köhler für
die Unterstützung bei der Auswahl dieses Themas, für die stete Betreuung dieser
Arbeit und die unverzügliche Erstellung des Erstberichts. Ebenso danke ich
Herrn Prof. Dr. Michael Lehmann für die zügige Erstellung des Zweitgutach-
tens. Ganz besonders danke ich auch Martina und Kathrin für unglaublich viel
Motivation und Unterstützung sowie meiner Familie für Alles. Schließlich dan-
ke ich allen, die mich auf ihre eigene Weise während der Erstellung dieser Ar-
beit unterstützt haben.

München, im April 2014 Angelika Hafenmayer
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1

Einleitung

1 Gegenstand und Ziel der Arbeit

Seit der Novelle des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb ( UWG )1 im
Jahr 2008 ( UWG-Novelle 2008 ) zur Umsetzung der Richtlinie 2005/29/EG
über unlautere Geschäftspraktiken sind fast fünf Jahre vergangen. Der mit der
Umsetzung dieser Richtlinie verbundene Harmonisierungsprozess ist heute noch
längst nicht abgeschlossen. Die damit einhergehenden Fragestellungen, insbe-
sondere das Verhältnis des Irreführungsschutzes nach § 5 Abs. 2 UWG zum
kennzeichenrechtlichen Verwechslungsschutz in § 14 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes
über den Schutz von Marken und sonstigen Kennzeichen ( MarkenG )2 wurde
und wird immer wieder kontrovers diskutiert.

§ 5 Abs. 2 UWG

(2) Eine geschäftliche Handlung ist auch irreführend, wenn sie im Zu-
sammenhang mit der Vermarktung von Waren oder Dienstleistungen ein-
schließlich vergleichender Werbung eine Verwechslungsgefahr3 mit einer
anderen Ware oder Dienstleistung oder mit der Marke oder einem anderen
Kennzeichen eines Mitbewerbers hervorruft.

§ 14 Abs. 2 Nr. 2 MarkenG

(2) Dritten ist es untersagt, ohne Zustimmung des Inhabers der Marke im
geschäftlichen Verkehr

2. ein Zeichen zu benutzen, wenn wegen der Identität oder Ähnlichkeit des
Zeichens mit der Marke und der Identität oder Ähnlichkeit der durch die
Marke und das Zeichen erfaßten Waren oder Dienstleistungen für das Pub-
likum die Gefahr von Verwechslungen besteht, einschließlich der Gefahr,
daß das Zeichen mit der Marke gedanklich in Verbindung gebracht wird
[ ].

Diese Arbeit widmet sich den jüngsten Entwicklungen im Spannungsfeld beider
Regelungsbereiche. Die folgenden Ausführungen sollen dazu beitragen, einen
praxisgerecht umsetzbaren Ansatz zum Umgang mit etwaigen Konflikten zu

1 Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG), vom 03.07.2004 abgedr. in BGBl. I S. 1414,
2004, BGBl. Teil I/2010, Nr. 11 vom 17.03.2010, S. 254 ff. in der seit dem 04.08. 2009 geltenden
Fassung.
2 Gesetz über den Schutz von Marken und sonstigen Kennzeichen (MarkenG) vom 25.10.1994,
abgedr. in BGBl. I S. 3082, 1995 BGBl. I S.156, 1996 BGBl. I S. 682, zuletzt geändert durch Artikel
15 des Gesetzes vom 24.11.2011 (BGBl. I S. 2302).
3 Im Rahmen dieser Arbeit sind sämtliche Hervorhebungen innerhalb kursiv abgedruckter Zitate
Hervorhebungen der Verfasserin.
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finden und auf die Beseitigung bestehender Rechtsunsicherheit für Unternehmer
und Verbraucher hinwirken.

2 Gang der Darstellung

Einleitend werden, nach einem Hinweis auf die wirtschaftliche Bedeutung eines
Kennzeichenrechts, die wichtigsten Eckdaten zur Entwicklung der für diese Ar-
beit relevanten Vorschriften unter Einfluss des Unionsrechts in Erinnerung geru-
fen. Auf eine vertiefte Darstellung der Gesetzesgeschichte wird daneben ver-
zichtet. Die Arbeit widmet sich stattdessen verstärkt der gegenwärtigen Rechts-
lage und ihren Auswirkungen für die Marktakteure.

Teil 1 dieser Arbeit ist den allgemein anerkannten Auslegungsgrundsätzen juris-
tischer Methodik und den Besonderheiten bei der Auslegung von Vorschriften
mit unionsrechtlichem Ursprung gewidmet. In Teil 2 und 3 der Arbeit wird das
Verhältnis lauterkeitsrechtlichen Verwechslungsschutzes zu anderen Irrefüh-
rungstatbeständen im UWG und zum Verwechslungsschutz im Kennzeichen-
recht, sowie - im Wege eines Exkurses - zum Verwechslungsschutz im Ge-
schmacksmusterrecht untersucht. Teil 4 der Darstellung befasst sich mit den
Wertungswidersprüchen4 und Konflikten bei kumulativer Anwendung lauter-
keitsrechtlichen und markenrechtlichen Verwechslungsschutzes.

Im letzten Teil dieser Arbeit werden Möglichkeiten zum Umgang mit Wer-
tungswidersprüchen untersucht und eine Einwendungslösung vorgestellt. In
diesem Zusammenhang finden auch prozessual relevante Aspekte Beachtung.
Abschließend erfolgt eine kurze Zusammenfassung der Ergebnisse.

3 Die wirtschaftliche Bedeutung eines Kennzeichenrechts

Marken verkörpern einen erheblichen wirtschaftlichen Wert. In Zeiten stetig
wachsender Globalisierung erfreut sich die Marke immer größerer Bedeutung.
Unternehmerischer Erfolg auf internationaler Ebene dürfte ohne starke Kennzei-
chen kaum denkbar sein. Starke Kennzeichen bedürfen nebst unternehmerisch
sinnvollen Markenmanagements wirksamer rechlticher Schutzmechanismen.
Derartige Schutzmechanismen verlangen ihrerseits nach einem Rechtsrahmen,
der Rechtssicherheit gewährt und effektive Abwehrmechanismen in Fällen der
Verletzung geschützter Kennzeichen zur Verfügung stellt.5

Die im Verlauf der folgenden Darstellungen aufgeworfenen Probleme dürfen
daher nicht völlig losgelöst von wirtschaftlichen Kriterien betrachtet werden.
Die wirtschaftlichen Einsatzmöglichkeiten einer Marke bleiben nicht ohne Aus-

4 Wertungswidersprüche sollen im Rahmen dieser Arbeit als Widersprüche innerhalb der
Rechtsordnung verstanden werden, bei denen der Gesetzgeber einer eigenen Wertung an anderer
Stelle nicht treu bleibt, vgl. auch Engisch, Einführung in das juristische Denken, S. 214.
5 Vgl. Lüken in: Stöckel/Lüken, Handbuch Markenrecht, S. 37 ff.
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